
 

Dringlicher Entschließungsantrag  

der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

betreffend sorgfältige Einzelfallprüfung auch für Flüchtlinge aus Afghanistan 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n :  
 
1. Der Landtag stellt fest, dass Menschen, die aus politischen und humanitären Gründen 

nach Hessen kommen, unseren Schutz erhalten. Andererseits ist die rasche und konse-
quente Durchsetzung bestehender vollziehbarer Ausreisepflichten bei Asylbewerbern, die 
keinen Anspruch auf Asyl, Anerkennung nach Genfer Flüchtlingskonvention oder subsi-
diären Schutz haben, notwendig. 

 
2. Der Landtag begrüßt, dass in Hessen jeder Einzelfall einer anstehenden Abschiebung 

insbesondere nach Afghanistan entsprechend den gesetzlichen Maßstäben sorgfältig und 
sensibel dahin gehend überprüft wird, ob der Abschiebung oder freiwilligen Ausreise tat-
sächliche oder rechtliche Hindernisse entgegenstehen, nach denen eine zeitliche Ausset-
zung der Abschiebung entsprechend der Entwicklung der Sicherheitslage geboten er-
scheint. 

 
3. Der Landtag stellt fest, dass die Erkenntnisse des Auswärtigen Amtes und des Bundes-

ministeriums der Verteidigung zu den Sicherheitslagen in den betroffenen Ländern bei 
der Einzelfallprüfung beachtet werden. Der Landtag betont, dass das Auswärtige Amt 
aktuell von einer weiterhin volatilen Sicherheitslage bei regionalen Unterschieden in Af-
ghanistan ausgeht. Insbesondere die Lage von Frauen und Kindern werde aufgrund se-
xualisierter und geschlechtsspezifischer Gewalt als schwierig beurteilt. 

 
 
Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
 
 
Wiesbaden, 26. November 2015 
 
Für die Fraktion 
der CDU 
Der Fraktionsvorsitzende: 
Boddenberg 

Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Wagner (Taunus) 
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